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Umwelt- und Naturschutzamt 

 

Stellungnahme der Stadtverwaltung Erfurt zur Drucksache 1248/25 

Titel der Drucksache 

Gibs ab, bevors brennt. Pilotprojekte zur Prüfung von Rücknahme und Pfandpflicht für Altbatterien 

 

Öffentlichkeitsstatus der Stellungnahme 

  öffentlich    

 

Zutreffendes bitte auswählen und im Feld Stellungnahme darauf Bezug nehmen: 

Ist die rechtliche Zulässigkeit des Antrages gegeben? Nein. 

Stehen personelle und sächliche Ressourcen zur Verfügung? Nein. 

Liegen die finanziellen Voraussetzungen vor? Nein. 
 

Stellungnahme 

01 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt zu prüfen, wie die Rücknahme und Entsorgung von 

Altbatterien aus leichten Elektrofahrzeugen (z. B. E-Bikes, E-Scooter) pflichtgemäß durch 

Fahrradläden und -händler sichergestellt werden kann und ob ein städtisches unterstütztes 

Pfandsystem nach dem Vorbild der Starterbatterie-Regelung möglich ist. 

 

Die Rücknahme von Altbatterien aus leichten Elektrofahrzeugen ist deutschlandweit im 

Batteriegesetz (BattG) geregelt. Danach gelten Batterien aus Elektrofahrzeugen als 

Industriebatterien. Die Hersteller von Industriebatterien sind nach § 7 BattG verpflichtet, die von 

den Vertreibern zurückgenommenen Altbatterien sowie die von öffentlich-rechtlichen 

Entsorgungsträgern zurückgenommenen Geräte-Altbatterien unentgeltlich zurückzunehmen und 

nach § 14 zu behandeln und zu verwerten. Nach § 9 BattG ist jeder Vertreiber verpflichtet, vom 

Endnutzer Altbatterien an oder in unmittelbarer Nähe des Handelsgeschäfts unentgeltlich 

zurückzunehmen. 

 

Die Kontrolle der Einhaltung dieser Regelung obliegt in der Stadt Erfurt der unteren 

Abfallbehörde. Regelmäßige Überprüfungen der für die Überwachung der Einhaltung des BattG 

zuständigen unteren Abfallbehörde haben ergeben, dass die Fahrradhändler im 

Zuständigkeitsbereich der Stadt Erfurt ihrer Verpflichtung zur unentgeltlichen Rücknahme von 

Industriebatterien nachkommen und für die Rücknahme und Entsorgung von Altbatterien aus 

leichten Elektrofahrzeugen (z. B. E-Bikes, E-Scooter) mit der Firma GRS Batterien Service GmbH als 

Rücknahmesystem zusammenarbeiten. Die pflichtgemäße Rücknahme von solchen 

Industriebatterien in der Stadt Erfurt ist somit sichergestellt. 

 

Rechtsgrundlage für die Erhebung eines Pfands für Starterbatterien ist § 10 BattG. Für 

Industriebatterien fehlt eine solche Rechtsgrundlage im BattG. Die Einführung eines städtisch 

unterstützten Pfandsystems für Industriebatterien ist nicht möglich, da zur Erhebung eines 

Pfands die hierfür erforderliche rechtliche Ermächtigungsgrundlage nicht gegeben ist. 

 

02 

Zudem soll die Stadtverwaltung prüfen, ob Erfurt oder ein kommunales Unternehmen ein 

finanzielles Anreizsystem zur Rückgabe von Altbatterien aus leichten Elektrofahrzeugen anbieten 

und umsetzen kann.  
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Die Erstellung eines Angebots und die Umsetzung eines finanziellen Anreizsystems zur Rückgabe 

von Industriebatterien ist nicht möglich, da hierfür weder Haushaltsmittel noch Personal zur 

Verfügung stehen. 

 

03 

Für die Umsetzung des Rückgabesystems für Altbatterien für leichte Elektrofahrzeuge sind weitere 

Rückgabestellen in Kooperation mit Fahrradläden bzw. Fachhändlern von leichten 

Elektrofahrzeugen zu schaffen.  

 

Da für die Umsetzung eines pfandbasierten Rückgabesystems für Altbatterien aus leichten 

Elektrofahrzeuge keine finanziellen Mittel vorhanden sind, können keine Kooperationen mit 

Fahrradläden bzw. Fachhändlern geschlossen werden. 

 

04 

Über die Umsetzung der BP 01 bis 03 berichtet der Oberbürgermeister den Stadtrat fortlaufend. 

Der Endbericht ist bis 30. November 2025 dem Stadtrat vorzulegen. 

 

Da die Umsetzung der Beschlussvorschläge Nr. 1 bis Nr. 3 rechtlich und finanziell nicht möglich 

ist, sind entsprechende Berichte an den Stadtrat entbehrlich. 

 

Abschließend wird noch darauf hingewiesen, dass in der Stadt Erfurt die pflichtgemäße Rückgabe 

von Industriebatterien durch die Endnutzer weitestgehend erfolgt. So wurden bei Kontrollen der 

Hausmüllbehälter bisher noch keine Industriebatterien festgestellt. Auch waren Auslöser der 

Brände in den Entsorgungsfahrzeugen der SWE Stadtwirtschaft GmbH nicht Industriebatterien, 

sondern einfache kleine Lithium-Ionen-Batterien also Gerätebatterien. 

 

 
 

Änderung des/der Beschlusspunkte aus Sicht der Stadtverwaltung: 

Der Beschlussvorschlag ist abzulehnen. 

 
 

Anlagenverzeichnis 

      

 

gez. Lummitsch 
 

15.05.2025 
Unterschrift Amtsleitung        Datum 
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